Deutsdier Bundestag 
1. 'Wahlperiode 

1949 


Drudesache Nr. 4239 
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Der Bundeskanzler Bonn, den 31. März 1953 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 
Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Verteilung des erzielten 
Reingewinns der Bank deutscher Länder in 
den Geschäftsjahren 1950 und 1951 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend Ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat In seiner 102. Sitzung am 6. März 1953 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, die aus der 
Anlage 2 ersichtliche Änderung vorzuschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates Ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blüdier 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Verteilung des erzielten Reingewinns der 
Bank deutscher Länder in den Geschäftsjahren 1950 und 1951 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen; 

§ 1 

Das Gesetz über die Verteilung des erziel- 
ten Reingewinns der Bank deutscher Länder 
in den Geschäftsiahren 1950 und 1951 vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 510) 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden die Worte „in 
den Geschäftsjahren 1950 und 1951“ ge- 
strichen. 

2. In § 1 Abs. 1 werden die Worte „der 
Geschäftsjahre 1950 und 1951“ durch die 


Worte „des Geschäftsjahres 1950 und der 
nadifolgenden Geschäftsjahre“ ersetzt. 

3. In § 1 Abs. 2 und in § 2 werden die 
Worte „für die Geschäftsjahre 1950 und 
1951“ durch die Worte „für das Geschäfts- 
jahr 1950 und die nachfolgenden Ge- 
schäftsjahre“ ersetzt. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Das Gesetz vom 10. August 1951 setzt die 
Ziffer 29 Satz 4 des Militärregierungsgesetzes 
über die Bank deutscher Länder außer Kraft 
und bestimmt, daß der nach Bildung der 
Rücklagen und Abzug der Gewinnbeteiligung 
der Landeszentralbanken verbleibende Jahres- 
reingewinn der Bank deutscher Länder an 
den Bund abzuführen ist. Die Gewinnbetei- 
ligung der Landeszentralbanken ist auf 6 v. H. 
ihrer Kapitalanteile begrenzt. Der Gesetz- 
geber hat diese Regelung der Gewinnvertei- 
lung auf die Geschäftsjahre 1950 und 1951 
beschränkt, weil bei der Beschlußfassung eine 
Ausdehnung auf die nachfolgenden Gesdiäfts- 
jahre im Hinblick auf das in Vorbereitung 
befindliche Bundesbankgesetz nicht notwen- 


dig ersdiien. Da auch jetzt noch ungewiß ist, 
wann mit einer Verabsdiiedung des Bundes- 
bankgesetzes gerechnet werden kann, bedarf 
es der Ausdehnung des Gewinnverteilungs- 
gesetzes auf das Geschäftsjahr 1952. Darüber 
hinaus empfiehlt es sich, die Regelung vor- 
sorglich auf die nachfolgenden Geschäftsjahre 
einschließlich des Teilgeschäftsjahres zu er- 
strecken, das möglicherweise durch die Um- 
wandlung der Bank deutsdier Lander in die 
Bundesbank abgeschlossen wird. 

Wegen der Gründe, die eine Abführung des 
verbleibenden Reingewinns der Bank deut- 
scher Länder an den Bund rechtfertigen, wird 
auf die Begründung zum Reingewinngesetz 
(BT-Drucksache Nr. 2244) Bezug genommen. 


o 



Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


An den Herrn Bonn, den 6. März 1953 

Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Sdirelben vom 10. Februar 1953 — BK 6-55 010 - 
166/53 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
102. Sitzung am 6. März 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Verteilung des erzielten 
Reingewinns der Bank deutscher Länder in 
den Geschäftsjahren 1950 und 1951 

die folgende Änderung vorzuschlagen: 

Die Eingangsworte des Gesetzentwurfs sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung: 

Die Militärregierungsgesetze über die BdL sind Zustimmungsgeset- 
zen gleichzuachten, da die BdL eine gemeinsame Einrichtung der 
Länder ist und die Stellung einer Behörde hat (Artikel 84 Abs. 1 
GG). Die bcsatzungsrechtlichen und Zustimmungsgesetzen gleichzu- 
achtenden Vorsdiriften über die BdL sind durch das Gesetz vom 
10. August 1951 geändert worden. Als Änderung von Zustimmungs- 
gesetzen gleichzuachtenden Gesetzen hätte auch das Gesetz vom 
10. August 1951 der Zustimmung des Bundesrates bedurft. Die 
Änderung dieses Gesetzes durch den vorliegenden Entwurf enthält 
demgemäl^ die Änderung eines Zustimmungsgesetzes und bedarf 
daher der Zustimmung des Bundesrates. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


In Vertretung 
Kopf 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 


zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates vom 6. März 1953 zum Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über die Verteilung des erzielten Reingewinns der 
Bank deutscher Länder in den Geschäftsjahren 1950 und 1951 


Die Bundesregierung halt ihre sdion zum 
Bundesbankgesetz und zum Landeszentral- 
bankgesetz vertretene Ansicht aufrecht, daß 
eine Aufhebung oder Änderung der Militär- 
regierungsgesetze über die Bank deutscher 
Länder und die Landcszentralbanken nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

Der Rechtsauffassung des Bundesrates, nach 
der jede Änderung von sog. vorkonstitutio- 
nellen Gesetzen der Zustimmung des Bundes- 
rates bedürfe, wenn diese Gesetze als Bundes- 
gesetze Zustimmungsgesetze gewesen wären, 
kann nicht gefolgt werden. 

Außerdem handelt es sich hier um Besat- 
zungsrecht. Besatzungsrecht gilt nicht gemäß 


Artikel 123 GG als Bundesredit weiter, son- 
dern steht außerhalb der damaligen und heu- 
tigen Verfassung. Seine Änderung kann da- 
her nicht der Änderung von deutschem Recht 
gleichgestellt werden. 

Aber auch vom Standpunkt des Grundgeset- 
zes aus würde das Gesetz über die Bank deut- 
scher Länder von einem deutschen Gesetz- 
geber — wenn überhaupt — nur auf Grund 
von Artikel 88 GG erlassen werden können, 
der als Organisationsnorm eigener Art von 
der Vorschrift des Artikels 84 Abs. 1 GG 
befreit, so daß die Zustimmung des Bundes- 
rates auch insoweit nicht erforderlich wäre. 
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